
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

3337

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1985 Ausgegeben am 10. Oktober 1985 183. Stück

413 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Verhütung, Verfolgung und Bestra-
fung von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Personen einschließlich Diplo-
maten

414. Kundmachung: Geltungsbereich des Wiener Übereinkommens über das Recht der Verträge
415. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik über die Zusammen-

arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes
(NR: GP XVI RV 517 AB 574 S. 84. BR: AB 2960 S. 459.)

413 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. September 1985 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens über die Verhü-
tung, Verfolgung und Bestrafung von Strafta-
ten gegen völkerrechtlich geschützte Personen

einschließlich Diplomaten

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde zum
Übereinkommen über die Verhütung, Verfolgung
und Bestrafung von Straftaten gegen völkerrecht-
lich geschützte Personen einschließlich Diplomaten
(BGBl. Nr. 488/1977) hinterlegt:

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde

Argentinien 18. März 1982
Barbados 26. Oktober 1979
Burundi 17. Dezember 1980
El Salvador 8. August 1980
Finnland 31. Oktober 1978
Gabun 14. Oktober 1981
Griechenland 3. Juli 1984
Guatemala 18. Jänner 1983
Haiti 25. August 1980
Indien 11. April 1978
Irak 28. Feber 1978
Iran 12. Juli 1978
Island 2. August 1977
Israel 31. Juli 1980
Jamaika 21. September 1978
Jordanien 18. Dezember 1984
Republik Korea 25. Mai 1983
Demokratische Volks-

republik Korea 1. Dezember 1982
Kostarika 2. November 1977
Mexiko 22. April 1980
Niger 17. Juni 1985
Norwegen 28. April 1980
Panama 17. Juni 1980

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde

Peru 25. April 1978
Polen 14. Dezember 1982
Rumänien 15. August 1978
Rwanda 29. November 1977
Schweiz 5. März 1985
Seychellen 29. Mai 1980
Togo 30. Dezember 1980
Trinidad und Tobago 15. Juni 1979
Türkei 11. Juni 1981
Uruguay 13. Juni 1978
Vereinigtes Königreich

Großbritannien und
Nordirland (einschließlich
Gibraltar, Guernsey, Jer-
sey, Insel Man, Belize,
Bermuda, Britisches
Antarktisches Territo-
rium, Britisches Territo-
rium im Indischen Ozean,
Britische Jungferninseln,
Cayman-Inseln, Falkland-
Inseln und abhängige
Gebiete, Hongkong,
Montserrat, Pitcairn, Gil-
bert-Inseln, Henderson,
St. Helena und abhängige
Gebiete, Souveräne Stütz-
punkte Akrotiri und Dhe-
kelia auf der Insel
Zypern, Turks- und Cai-
cos-Inseln, Ducie- und
Oeno-Inseln) 2. Mai 1979

Zaire 25. Juli 1977

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:
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ARGENTINIEN:

In Übereinstimmung mit Artikel 13 Absatz 2 des
Übereinkommens erklärt die Argentinische Repu-
blik, daß sie sich durch die Bestimmungen des Arti-
kels 13 Absatz 1 des Übereinkommens nicht als
gebunden betrachtet.

BURUNDI:

In Fällen, in denen die Verdächtigen einer von
Burundi oder von einer internationalen Organisa-
tion, deren Mitglied Burundi ist, anerkannten
nationalen Befreiungsbewegung angehören, und
ihre Aktionen Teil ihres Freiheitskampfes sind,
behält sich die Regierung der Republik Burundi das
Recht vor, die Bestimmungen von Artikel 2
Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 1 nicht auf sie anzu-
wenden.

EL SALVADOR:

Der Staat El Salvador betrachtet sich durch
Absatz 1 des Artikels 13 des Übereinkommens
nicht als gebunden.

FINNLAND:

Finnland behält sich das Recht vor, die Bestim-
mung von Artikel 8 Absatz 3 in der Weise anzu-
wenden, daß eine Auslieferung auf Straftaten
beschränkt bleibt, die nach finnischem Recht mit
einer höheren Strafe als einer einjährigen Gefäng-
nisstrafe geahndet werden und ebenso mit der
Maßgabe, daß andere Bedingungen für eine Auslie-
ferung nach dem finnischen Recht erfüllt sind.

GUATEMALA:

Ich beehre mich, auf die Note C.N.97.1979.
TREATIES-2 vom 16. Mai 1979 Bezug zu neh-
men, in der darauf hingewiesen wurde, daß die
Regierung des Vereinigten Königreiches Großbri-
tannien und Nordirland das von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen am 14. Dezem-
ber 1973 angenommene Übereinkommen über die
Verhütung und Bestrafung von Straftaten gegen
völkerrechtlich geschützte Personen einschließlich
Diplomaten ratifiziert hat, und daß diese Regie-
rung einseitig festgelegt hat, daß der Geltungsbe-
reich des Übereinkommens unter anderem auch auf
das Hoheitsgebiet von Belize ausgedehnt wird.

Im Namen der Regierung von Guatemala stelle
ich fest, daß wir diese Bestimmung angesichts der
Tatsache nicht annehmen, daß das Hoheitsgebiet
von Belize ein Gebiet ist, hinsichtlich dessen eine
Streitigkeit besteht und auf das mein Land einen
Anspruch geltend gemacht hat, der mit beiderseiti-
ger Zustimmung Gegenstand von Verfahren zur
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten zwischen
den beiden betroffenen Regierungen ist. Ich ersu-
che Sie daher, in Betracht zu ziehen, daß die Regie-
rung von Guatemala einen formellen Vorbehalt

über die Einbeziehung von Belize in die von der
Regierung des Vereinigten Königreiches Großbri-
tannien und Nordirland hinterlegte Ratifikations-
urkunde, die am 1. Juni 1979, am dreißigsten Tag
nach ihrer Hinterlegung, in Kraft treten soll, vorge-
bracht hat.

INDIEN:

Die Regierung der Republik Indien betrachtet
sich selbst durch Absatz 1 des Artikels 13 nicht als
gebunden, der ein Schiedsverfahren oder eine
Behandlung durch den Internationalen Gerichtshof
bei Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung
dieses Übereinkommens zwingend vorschreibt.

IRAK:

1 — Die Resolution der Generalversammlung
der Vereinten Nationen, in der das oberwähnte
Übereinkommen enthalten ist, ist als integrierender
Bestandteil des oberwähnten Übereinkommens
anzusehen.

2 — Artikel 1 Absatz 1 lit. B des Übereinkom-
mens erstreckt sich auf Vertreter der von der Liga
der Arabischen Staaten oder der Organisation für
Afrikanische Einheit anerkannten nationalen
Befreiungsbewegungen.

3 — Die Republik Irak betrachtet sich durch
Absatz 1 des Artikels 13 des Übereinkommens
nicht als gebunden.

4 — Der Beitritt der Regierung der Republik
Irak zu dem Übereinkommen stellt in keiner Weise
eine Anerkennung von Israel oder einen Grund für
die Herstellung irgendwelcher Beziehungen zu
Israel dar.

ISRAEL:

Die Regierung des Staates Israel erachtet den
vom Irak bezüglich Absatz 1 (b) des Artikels 1 des
genannten Übereinkommens gemachten Vorbehalt
nicht als gültig.

Die Regierung des Staates Israel erklärt, daß ihr
Beitritt zu dem Übereinkommen nicht bedeutet,
daß sie damit die Bestimmungen irgendeines ande-
ren internationalen Vertrages als bindend annimmt,
noch daß sie damit irgendeinen anderen internatio-
nalen Vertrag als einen mit dem Übereinkommen
zusammenhängenden Vertrag annimmt.

Die Regierung von Israel bekräftigt erneut den
Inhalt ihrer Mitteilung vom 11. Mai 1979 an den
Generalsekretär der Vereinten Nationen.

Der Staat Israel betrachtet sich durch Absatz 1
des Artikels 13 des Übereinkommens nicht als
gebunden.
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JAMAIKA:

Jamaika beruft sich auf die Bestimmungen von
Artikel 13 Absatz 2 und erklärt, daß es sich durch
die Bestimmungen von Absatz 1 dieses Artikels
nicht als gebunden betrachtet, denen zufolge jede
Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaa-
ten über die Auslegung oder Anwendung dieses
Übereinkommens auf Verlangen eines dieser Staa-
ten einem Schiedsverfahren zu unterwerfen oder
dem Internationalen Gerichtshof zu unterbreiten ist
und stellt fest, daß in jedem einzelnen Fall die
Zustimmung aller Streitparteien erforderlich ist, um
die Streitigkeit einem Schiedsverfahren zu unter-
werfen oder dem Internationalen Gerichtshof zu
unterbreiten.

JORDANIEN:

Die Regierung des Haschemitischen Königrei-
ches Jordanien erklärt, daß ihr Beitritt zum Über-
einkommen über die Verhütung, Verfolgung und
Bestrafung von Straftaten gegen völkerrechtlich
geschützte Personen einschließlich Diplomaten
nicht zur Aufnahme von Beziehungen zu Israel
führen kann.

DEMOKRATISCHE VOLKSREPUBLIK
KOREA:

Die Regierung der Demokratischen Volksrepu-
blik Korea betrachtet sich durch die Bestimmungen
des Artikels 13 Absatz 1 des Übereinkommens
nicht als gebunden, die besagen, daß jede Streitig-
keit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über
die Auslegung oder Anwendung des Übereinkom-
mens nicht ohne Zustimmung beider Parteien
einem internationalen Schiedsverfahren unterwor-
fen und dem Internationalen Gerichtshof unterbrei-
tet werden soll.

POLEN:

Die Volksrepublik Polen betrachtet sich durch
die Bestimmungen des Artikels 13 Absatz 1 des
Übereinkommens nicht als gebunden.

RUMÄNIEN:

Die Sozialistische Republik Rumänien erklärt,
daß sie sich durch die Bestimmungen von Arti-
kel 13 Absatz -1 des Übereinkommens nicht als
gebunden betrachtet, denen zufolge jede Streitig-
keit zwischen zwei oder mehr Vertragsstaaten über
die Auslegung oder Anwendung des Übereinkom-
mens, die nicht durch Verhandlungen beigelegt
wird, auf Verlangen eines dieser Staaten einem
Schiedsverfahren zu unterwerfen oder dem Inter-
nationalen Gerichtshof vorzulegen ist.

Die Sozialistische Republik Rumänien ist der
Auffassung, daß solche Streitigkeiten nur mit der
Zustimmung aller Streitparteien in jedem einzelnen
Fall einem Schiedsverfahren unterworfen oder dem

Internationalen Gerichtshof unterbreitet werden
dürfen.

TRINIDAD UND TOBAGO:

Die Republik Trinidad und Tobago beruft sich
auf die Bestimmung von Artikel 13 Absatz 2 und
erklärt, daß sie sich durch die Bestimmungen von
Absatz 1 dieses Artikels nicht als gebunden betrach-
tet, denen zufolge jede Streitigkeit zwischen zwei
oder mehr Vertragsstaaten über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkommens auf Ver-
langen eines dieser Staaten einem Schiedsverfahren
zu unterwerfen oder dem Internationalen Gerichts-
hof zu unterbreiten ist, und stellt fest, daß in jedem
einzelnen Fall die Zustimmung aller Streitparteien
erforderlich ist, um die Streitigkeit einem Schieds-
verfahren zu unterwerfen oder dem Internationalen
Gerichtshof zu unterbreiten.

VEREINIGTES KÖNIGREICH GROSSBRI-
TANNIEN UND NORDIRLAND:

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
Großbritannien und Nordirland erachtet den von
Irak hinsichtlich Absatz 1 (b) des Artikels 1 des
genannten Übereinkommens gemachten Vorbehalt
nicht als gültig.

ZAIRE:

Die Republik Zaire betrachtet sich durch die
Bestimmungen von Artikel 13 Absatz 1 des Über-
einkommens nicht als gebunden, denen zufolge
jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten über die Auslegung oder Anwendung
des Übereinkommens, die nicht durch Verhandlun-
gen beigelegt wird, auf Verlangen eines der Staaten
einem Schiedsverfahren zu unterwerfen oder dem
Internationalen Gerichtshof zu unterbreiten ist. Im
Licht ihrer auf die Achtung der Souveränität von
Staaten gegründeten Politik ist die Republik Zaire
gegen jede Form eines verpflichtenden Schiedsver-
fahrens und hofft, daß solche Streitigkeiten nicht
auf Ersuchen einer der Parteien, sondern mit der
Zustimmung aller betroffenen Parteien einem
Schiedsverfahren unterworfen oder dem Internatio-
nalen Gerichtshof unterbreitet werden.

Sinowatz

414. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. September 1985 betreffend den Geltungs-
bereich des Wiener Übereinkommens über das

Recht der Verträge

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Wiener Übereinkommen über das Recht der Ver-
träge (BGBl. Nr. 40/1980) hinterlegt:
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Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde

Ägypten 11. Feber 1982
Chile 9. April 1981
Haiti 25. August 1980
Japan 2. Juli 1981
Kolumbien 10. April 1985
Kongo 12. April 1982
Malawi 23. August 1983
Niederlande,

Niederländische Antillen 9. April 1985
Panama 28. Juli 1980
Rwanda 3. Jänner 1980
Uruguay 5. März 1982

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung der Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

ÄGYPTEN:

„Die Arabische Republik Ägypten betrachtet sich
an Teil V des Übereinkommens gegenüber Staaten
nicht gebunden, die Vorbehalte bezüglich der in
Artikel 66 und im Anhang zu dem Übereinkommen
festgelegten Verfahren zur gerichtlichen und ver-
pflichtenden schiedsgerichtlichen Beilegung einge-
legt haben, und weist Vorbehalte gegen die Bestim-
mungen von Teil V des Übereinkommens zurück."

CHILE:

„1. Die Republik Chile bekennt sich zum allge-
meinen Grundsatz der Unveränderlichkeit von
Verträgen, unbeschadet des Rechtes von Staaten,
insbesondere Regeln festzusetzen, die diesen
Grundsatz abändern, und legt aus diesem Grunde
einen Vorbehalt bezüglich der Bestimmungen von
Artikel 62 Abs. 1 und 3 des Übereinkommens ein,
die sie auf Chile für nicht anwendbar erachtet.

2. Die Republik Chile erhebt Einwand gegen
Vorbehalte, die bezüglich Artikel 62 Abs. 2 des
Übereinkommens gemacht worden sind oder in
Zukunft gemacht werden."

JAPAN:

„1. Die Regierung Japans erhebt Einwand gegen
jeden Vorbehalt, der darauf abzielt, die Anwen-
dung der Bestimmungen von Artikel 66 und des
Anhangs bezüglich der verpflichtenden Verfahren
zur Beilegung von Streitigkeiten ganz oder teil-
weise auszuschließen, und ist der Ansicht, daß sich
Japan mit keinem Staat in Vertragsbeziehungen
befindet, der einen solchen Vorbehalt bezüglich
jener Bestimmungen von Teil V des Übereinkom-
mens eingebracht hat oder einbringen wird, hin-
sichtlich derer die Anwendung der oben erwähnten
verpflichtenden Verfahren infolge des genannten
Vorbehaltes ausgeschlossen werden soll. Dement-
sprechend werden die Vertragsbeziehungen zwi-
schen Japan und der Arabischen Republik Syrien

jene Bestimmungen von Teil V des Übereinkom-
mens nicht enthalten, auf die sich das Vergleichs-
verfahren im Anhang bezieht, und die Vertragsbe-
ziehungen zwischen Japan und Tunesien werden
die Artikel 53 und 64 des Übereinkommens nicht
enthalten.

2. Die Regierung Japans schließt sich der von
der Regierung der Arabischen Republik Syrien vor-
gebrachten Auslegung von Artikel 52 nicht an, da
diese Auslegung die auf der Wiener Konferenz
getroffenen Schlußfolgerungen über das Thema
Zwang nicht richtig zum Ausdruck bringt."

KOLUMBIEN:

Hinsichtlich des Artikels 25 legt Kolumbien den
Vorbehalt ein, daß die Politische Verfassung
Kolumbiens die vorläufige Anwendung von Verträ-
gen nicht anerkennt; es ist Sache des Nationalkon-
gresses, die von der Regierung mit anderen Staaten
oder mit internationalen Körperschaften abge-
schlossenen Verträge zu genehmigen oder nicht zu
genehmigen.

NIEDERLANDE:

Erklärung:

„Das Königreich der Niederlande ist der Auffas-
sung, daß Artikel 66 (b) des Übereinkommens
keine „andere Art der friedlichen Beilegung" im
Sinne der Erklärung des Königreichs der Nieder-
lande liefert, die die Rechtsprechung des Interna-
tionalen Gerichtshofes als obligatorisch anerkennt
und am 1. August 1956 beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt wurde."

Einsprüche:

„Das Königreich der Niederlande ist der Auffas-
sung, daß die Bestimmungen betreffend die Beile-
gung von Streitfällen, wie sie in Artikel 66 des
Übereinkommens enthalten sind, einen wichtigen
Teil des Übereinkommens darstellen und nicht
getrennt werden können von den materiellen
Regeln, mit denen sie zusammenhängen. Das
Königreich der Niederlande erachtet es daher für
notwendig, Einspruch zu erheben gegen jeden Vor-
behalt seitens eines anderen Staates, der darauf
abzielt, die Anwendung der Bestimmungen betref-
fend die Beilegung von Streitfällen ganz oder teil-
weise auszuschließen. Ohne Einspruch gegen das
Inkrafttreten des Übereinkommens zwischen dem
Königreich der Niederlande und einem solchen
Staat zu erheben, ist das Königreich der Nieder-
lande der Auffassung, daß ihre vertraglichen Bezie-
hungen die Bestimmungen von Teil V des Überein-
kommens nicht einschließen, hinsichtlich derer die
Anwendung des Verfahrens zur Beilegung von
Streitfällen, wie es in Artikel 66 festgelegt ist, ganz
oder teilweise ausgeschlossen ist.

Das Königreich der Niederlande ist der Auffas-
sung, daß das Fehlen von vertraglichen Beziehun-
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gen zwischen dem Königreich der Niederlande und
einem solchen Staat hinsichtlich aller oder
bestimmter Bestimmungen des Teils V in keiner
Weise die Verpflichtung des Letzteren mindert, alle
in diesen Bestimmungen verkörperten Verpflich-
tungen zu erfüllen, denen er, unabhängig vom
Übereinkommen, völkerrechtlich unterliegt.

Aus den obenangeführten Gründen erhebt das
Königreich der Niederlande Einspruch gegen den
Vorbehalt der Arabischen Republik Syrien, demzu-
folge ihr Beitritt zum Übereinkommen die Anlage
nicht mit einschließt, und gegen den Vorbehalt
Tunesiens, demzufolge die in Artikel 66 (a)

genannte Befassung des Internationalen Gerichts-
hofes mit einem Streitfall die Zustimmung aller
beteiligten Parteien erfordert. Dementsprechend
werden die Vertragsbeziehungen zwischen dem
Königreich der Niederlande und der Arabischen
Republik Syrien jene Bestimmungen nicht ein-
schließen, auf die das Schlichtungsverfahren in der
Anlage Anwendung findet und die Vertragsbezie-
hungen zwischen dem Königreich der Niederlande
und Tunesien werden die Artikel 53 und 64 des
Übereinkommens nicht einschließen."

Sinowatz

415.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ÜBER DIE ZUSAM-
MENARBEIT AUF DEM GEBIET DES

UMWELTSCHUTZES
Die Republik Österreich und die Ungarische

Volksrepublik,

in dem Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen
den beiden Staaten auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzes zu fördern,

und entschlossen, entsprechend den Zielen und
Grundsätzen, wie sie in den Resolutionen der im
Jahre 1972 in Stockholm abgehaltenen Konferenz
der Vereinten Nationen über die menschliche
Umwelt festgehalten sind, für den bestmöglichen
Schutz der Umwelt in den beiden Staaten zu sor-
gen,

sind übereingekommen, den folgenden Vertrag
zu schließen:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten werden die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet des Umweltschutzes fördern und
ihre Bestrebungen auf die Lösung der beide Seiten
interessierenden und von ihnen als vorrangig
bezeichneten Fragen konzentrieren.

Artikel 2

1. Die Zusammenarbeit im Sinne des Artikels 1
erfolgt insbesondere durch

a) Austausch von Erfahrungen auf den
Gebieten der Planung und Organisation
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des Umweltschutzes und der Umweltge-
staltung sowie der einschlägigen ange-
wandten Forschung;

b) Austausch von Informationen über
Umweltschutzvorschriften hinsichtlich der
Planung, der Errichtung und der Standort-
wahl von nuklearen Anlagen; über solche
Umweltschutzmaßnahmen, die mit der
Errichtung, dem Betrieb und der Entsor-
gung von nuklearen Anlagen im Zusam-
menhang stehen, und die dabei gewonne-
nen Erfahrungen. In diesem Zusammen-
hang werden die Vertragsstaaten die ein-
schlägigen Einzelheiten in einem eigenen
Abkommen festlegen;

c) Austausch von Informationen über grenz-
nahe Anlagen, die geeignet sind, im Gebiet
des anderen Vertragsstaates zu einem
wesentlichen Ansteigen der Umweltbela-
stung zu führen;

d) Austausch von Experten und anderen auf
dem Gebiet des Umweltschutzes tätigen
Personen zum Zwecke der gegenseitigen
Information und Weiterbildung;

e) Austausch von in einem der beiden Ver-
tragsstaaten erscheinenden wissenschaftli-
chen Veröffentlichungen, Fachzeitschrif-
ten, Gesetzestexten sowie sonstigen für
den Umweltschutz maßgebenden Vor-
schriften und Richtlinien;

f) Teilnahme an den von einer der beiden
Seiten durchgeführten fachwissenschaftli-
chen Veranstaltungen.

2. a) Die Vertragsstaaten werden einander
unverzüglich über das Bestehen einer die
Umwelt des anderen Vertragsstaates
bedrohenden Situation und über die zur
Abwehr dieser Gefahr bereits getroffenen
Maßnahmen informieren und die zur
Abwehr dieser Gefahr allenfalls erforderli-
chen weiteren Maßnahmen gemeinsam
beraten.

b) Im Falle einer plötzlich auftretenden
Gefahr wird die unter lit. a vereinbarte
Information und Beratung in direktem
Weg durch die zur Abwehr dieser Gefahr
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
erfolgen.

3. Die Vertragsstaaten werden ihre auf dem
Gebiet des Umweltschutzes tätigen Institutionen
zur Zusammenarbeit und zu gegenseitigen Einla-
dungen ermutigen und diese fördern.

Artikel 3

Im Falle der Entsendung von Experten und
anderen auf dem Gebiet des Umweltschutzes täti-
gen Personen trägt die entsendende Seite die Reise-
kosten. Die empfangende Seite trägt die Aufent-
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haltskosten einschließlich der Kosten für die mit
dem Zweck des Aufenthaltes verbundenen Reisen
innerhalb des Gastlandes.

Artikel 4

Zur Durchführung dieses Vertrages werden
abwechselnd in einem der beiden Vertragsstaaten
durch die zuständigen Behörden Arbeitspläne mit
einer Geltungsdauer von jeweils drei Jahren verein-
bart. In diesen Arbeitsplänen sind unter Bedacht-
nahme auf die Grundsätze der Ausgewogenheit
und des gegenseitigen Nutzens auch nähere Ver-
einbarungen über den Austausch von Experten, wie
über Umfang, Aufenthaltsdauer und Bedingungen
— insbesondere finanzieller Art — der Aufnahme
im Gastland zu treffen.

Artikel 5

Die Vertragsstaaten bemühen sich, in ihren
gegenseitigen Beziehungen im Rahmen dieses Ver-
trages die weitere Entwicklung des Völkerrechts im
Bereich des Umweltschutzes zu berücksichtigen.

Artikel 6

Dieser Vertrag wird für die Dauer von fünf Jah-
ren abgeschlossen. Seine Gültigkeit verlängert sich
jeweils um weitere fünf Jahre, sofern nicht einer
der Vertragsstaaten diesen Vertrag spätestens sechs
Monate vor Ablauf dieser Frist schriftlich auf diplo-
matischem Wege kündigt.

Artikel 7

1. Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sind in Wien auszutauschen.

2. Dieser Vertrag tritt 60 Tage nach Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Budapest, am 7. Juni 1984 in
zwei Urschriften in deutscher und ungarischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:
K. Steyrer m. p.

Für die Ungarische Volksrepublik:
G. Gonda m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 9. September 1985 ausgetauscht; der Vertrag tritt nach seinem Artikel 7 Absatz 2 am
8. November 1985 in Kraft.

Sinowatz
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